
S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 1 
ANTRAGSTELLER SPD-UB Vorstandes Duisburg, AsF 

ADRESSAT SPD UB Parteitag, SPD Bundestagsfraktion 

BETREFF Erdogan aktiv stoppen – die Türkei muss zu Frauenrechten und 
Demokratie zurückkehren! 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB Parteitag möge beschließen: 2 

3 

1. die Duisburger MandatsträgerInnen werden aufgefordert, in der SPD-4 

Bundestagsfraktionen Initiative zu ergreifen, weitgehende Maßnahmen der 5 

Bundesrepublik zu entwickeln, um  6 

7 

 den türkischen Staatspräsidenten Erdogan zu veranlassen, seine frauenfeindliche 8 

und frauenunterdrückende Politik aufzugeben, und dem 2011 in Istanbul 9 

ausgehandelten und beschlossenen Abkommen „zur Verhütung und Bekämpfung 10 

von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt“ (Istanbul-Konvention) des 11 

Europarates wieder beizutreten. 12 

 Repressionen der türkischen Staatsmacht gegen Zehnausende von 13 

freiheitsliebenden Frauen, Männern und Queerpersonen, die gegen den Austritt 14 

ihres Landes aus dem Istanbul-Abkommen friedlich demonstriert haben, zu 15 

beenden.  16 

 die Stigmatisierung von FeministInnen und FrauenrechtlerInnen als TerrorisstInnen 17 

anzuprangern und zu beenden.  18 

 sich offen und nachdrücklich für die Freilassung politischer Gefangener in der Türkei 19 

einzusetzen.  20 

 den italienischen Regierungschef diplomatisch zu unterstützen, der Recep Tayyip 21 

Erdoğan öffentlich einen „Diktator“ genannt hat. 22 

23 

2. die SPD Duisburg verpflichtet sich, auf allen Ebenen (UBV, UBA, Ortsvereinen)  24 

 in Dialog mit demokratischen Organisationen türkischstämmiger BürgerInnen in 25 

Duisburg zu treten, um diese in ihrem Bemühen zu unterstützen, die Türkei wieder 26 

zu einem menschlichen und demokratischen Land zu machen 27 

28 

 sich nachdrücklich mit türkeinahen religiösen wie nichtreligiösen Organisationen in 29 

Duisburg auseinanderzusetzen, die den menschenverachtenden und diktatorischen 30 

Kurs von Erdogan offen oder verdeckt unterstützen und in seinem Sinne auf 31 

Menschen in unserer Stadt einwirken. 32 

33 

3. UB Vorstand und UB Ausschuss werden beauftragt, sich mit diesem Thema 34 

regelmäßig zu beschäftigen und Berichte der Tätigkeiten der MandatsträgerInnen und 35 

Ortsvereine zu den oben genannten Maßnahmen entgegenzunehmen und politisch zu 36 

bewerten. 37 

38 

39 

Begründung: 40 
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41 

Zum Hintergrund 42 

2011 verabschiedete der Europarat das „Übereinkommen zur Verhütung und Bekämpfung 43 

von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt“, auch „Istanbul-Konvention“ genannt. 44 

Es handelt sich dabei um einen völkerrechtlichen Vertrag, der verbindliche Rechtsnormen 45 

gegen die Gewalt an Frauen schaffen soll. Als erste europäische Nation ratifizierte die 46 

Türkei das Dokument 2012, setzte aber keine der Forderungen in nationale Gesetzte um. 47 

2021 trat die Türkei aus dem Übereinkommen aus. Präsident Recep Tayyip Erdoğan 48 

nannte dafür zunächst keine Gründe.  Im Nachgang begründete die türkische Regierung 49 

den Schritt, das Abkommen werde von einer Gruppe von Menschen dazu benutzt, "um 50 

Homosexualität zu normalisieren". 51 

52 

In der Folge kam es zu friedlichen Massenprotesten, die zum Teil mit aller Härte der 53 

Staatsgewalt beendet wurden.  54 

55 

Die FeministInnen werden vom Erdogan-Regime mit Terrororganisationen in Verbindung 56 

gebracht und so kriminalisiert. 57 

58 

Gewalt gegen Frauen, sowie die Tötung von Frauen innerhalb der Familie, sind in der 59 

Türkei ein strukturelles Problem. Frauen werden von vielen Männern als untergeordnetes 60 

Geschlecht betrachtet. Morde von Männern an Ehefrauen, weiblichen Geliebten, Töchtern 61 

und anderen weiblichen Familienangehörigen werden ausgesprochen milde bestraft, 62 

wohingegen weibliche TäterInnen, die eine Minderheit darstellen, überaus hohe 63 

Gefängnisstrafen zu erwarten haben. 64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

85 

86 

Angenommen:  87 

Abgelehnt: 88 

Überwiesen an: 89 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 2 
ANTRAGSTELLER UB Vorstandes  

ADRESSAT SPD Landtagsfraktion 

BETREFF Sozialer Klimaschutz für die Vielen: Erfolgreiches Projekt 
„Innovation City“ auf ganz NRW ausweiten 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD Duisburg spricht sich dafür aus, das Bottroper Modellprojekt „Innovation City“ auf 4 

ganz Nordrhein-Westfalen auszuweiten. Das Land NRW soll dafür in allen Kommunen 5 

lokale Energiewendeansätze insbesondere im Bereich der energetischen Sanierung und 6 

mit quartiersbezogenen Lösungen vorantreiben und dementsprechend auch 7 

Landesfördermittel bspw. aus der Städtebauförderung zur Verfügung stellen. 8 

9 

Begründung: Kommunen stehen bei Klimaschutzprojekten vor großen finanziellen und 10 

gesellschaftlichen Herausforderungen. Das Bottroper Modellprojekt der „Innovation City“ 11 

wählt einen besonderen Ansatz: 12 

13 

Klimaschutzkonzepte, wie energetische Sanierungen von Gebäuden, werden nicht von 14 

oben verordnet. Stattdessen soll die Bereitschaft vor Ort für klimaschützende Maßnahmen 15 

gesteigert werden, unter anderem durch finanzielle Zuschüsse an private 16 

Klimaschutzinitiativen oder direkt an die Bürger:innen für Investitionen in Solar- und 17 

moderne Heizungsanlagen.  18 

19 

Dieser aktivierende Ansatz steigert die Akzeptanz für das Projekt und sorgt für eine 20 

emotionale Verbundenheit. Eine Klimawende „von unten“, die ohne soziale Verwerfungen 21 

auskommt und den Menschen vor Ort nützt, da wo sie wohnen und leben, muss das Ziel 22 

einer sozialdemokratischen Klimapolitik sein. 23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

Angenommen:  39 

Abgelehnt: 40 

Überwiesen an: 41 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 3 
ANTRAGSTELLER AsF Duisburg  

ADRESSAT AsF Bundeskonferenz, SPD Bundestagsfraktion 

BETREFF Keine Verjährungsfrist für sexuell motivierte Straftaten an 
Schutzbefohlenen     

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der SPD-Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Die Verjährungsfrist von 20 Jahren bei dem Straftatbestand „§174 Sexueller Missbrauch 4 

von Schutzbefohlenen“ (StGB) ist vollständig aufzuheben.  5 

Die SPD-Duisburg sieht die momentan gültige Regelung, dass die Verjährungsfrist mit 6 

dem vollendeten 30. Lebensjahr des Opfers beginnt, als unzureichend an. 7 

Der strukturell geduldete und bis an höchster Stelle vertuschte hundertfache sexuelle 8 

Missbrauch von Schutzbefohlenen in kirchlichen Einrichtungen beider Konfessionen hat 9 

gezeigt, dass die Verjährungsfrist der Schwere der Taten nicht angemessen ist. Ein 10 

Großteil der Taten ist verjährt und die Täter bleiben deshalb straffrei. 11 

12 

Begründung:  13 

14 

Jede*r siebte bis achte Erwachsene hat in seiner Kindheit oder Jugend sexuelle Gewalt 15 

erlitten. 16 

Diese Straftaten werden zu 25% im engsten Familienkreis und zu 50% im weiteren 17 

Familien- oder Bekanntenkreis begangen. 18 

19 

Die Täter sind bis zu 90% männlichen Geschlechts, die Opfer zu 75% weiblichen und zu 20 

25% männlichen Geschlechts. 21 

22 

Die durch diesen Missbrauch erlittenen Traumata sind so schwerwiegend, dass eine 23 

Anzeige des Täters häufig erst nach Jahren erfolgt. Nach Jahren der Verdrängung erinnern 24 

sich viele Opfer überhaupt erst an den Missbrauch, der über viele Jahre und Jahrzehnte 25 

die Ursache für ihre Depression, Angststörungen usw. war.  26 

Es fällt ihnen meist auch nach Jahren versuchter Aufarbeitung und Therapie nicht leicht, 27 

ein normales Leben zu führen. 28 

29 

Wir vergleichen die Schwere der Tat mit dem Straftatbestand des Mordes und Mord 30 

verjährt nie. 31 

32 

Datenmaterial entnommen aus: Unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuellen 33 

Kindesmissbrauchs, Fakten und Zahlen zu sexueller Gewalt an Kindern und Jugendlichen, 34 

Stand Januar 2020 35 

36 

37 

Angenommen:  38 

Abgelehnt: 39 

Überwiesen an: 40 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 4 
ANTRAGSTELLER AsF Duisburg  

ADRESSAT AsF Bundeskonferenz 

BETREFF Femizide ächten und Gewalt gegen Frauen bekämpfen! 

UB Parteitag
am 30.10.2021

Der SPD-Parteitag möge beschließen: 1 

2 

2018 ratifizierte die Bundesrepublik die Konvention des Europarates „Übereinkommen zur 3 

Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt“. Damit hat 4 

sich Deutschland dem völkerrechtlich bindenden Vertrag, auch „Istanbul-Konvention“ 5 

genannt, angeschlossen und sich verpflichtet, dessen Inhalte in nationales Recht 6 

umzusetzen.  7 

8 

1. Wir fordern, dass Femizide, Morde an Frauen, als Femizide öffentlich bezeichnet und 9 

geächtet werden. Wir verstehen unter Femizid den Mord an Frauen, weil sie Frauen 10 

sind. Konkret: Mord an einer Frau infolge Gewalt in der Partnerschaft, das Töten von 11 

Frauen und Mädchen im Namen der „Ehre“, das gezielte Töten von Frauen und 12 

Mädchen in bewaffneten Konflikten sowie in Verbindung mit Banden- oder organisierter 13 

Kriminalität, Drogen- sowie Frauen- und Mädchenhandel, der Mord an Frauen zur 14 

Erlangung einer Mitgift oder Erbschaft, die gezielte Abtreibung von weiblichen Föten 15 

und der Mord an Frauen und Mädchen, der aus Hass an Frauen begangen wurde.  16 

17 

2. Wir fordern eine gesonderte kriminalstatistische Auswertung zur Gewalt gegen Frauen 18 

durch das Bundesamtkriminalamt. Die derzeitige statistische Erhebung unter den 19 

Namen „Partnerschaftsgewalt“ halten wir für unzureichend, weil wir den Titel 20 

angesichts der dort aufgeführten überwiegend frauenbezogenen Straftaten wie 21 

Zwangsprostitution, Zuhälterei oder Vergewaltigung als verharmlosend empfinden. 22 

23 

3. Wir fordern bundesweit Schwerpunktstaatsanwaltschaften, die sich um Aufklärung 24 

frauenbezogener Straftaten und Femizide bemühen. 25 

26 

4. Momenten werden Tötungen in einer Partnerschaft aus sich heraus als Totschlag 27 

gewertet, weil Beziehungstaten der „niedere Beweggrund“ eines Mordes 28 

abgesprochen wird.  29 

30 

Wir fordern, dass bei Beziehungstaten, bei denen zum allergrößten Teil Frauen die Opfer 31 

sind, keine mildernden Umstände allein aus dem Umstand der Partnerschaft heraus 32 

abgeleitet werden können.  33 

34 

Begründung: 35 

36 

Hintergrund zur Information:  37 

Die oben genannte Definition wurde vom „Europäischen Institut für Gleichstellungsfragen“ 38 

(European Institute for Gender Equality) formuliert. Der Femizid ist eine von privaten und 39 
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öffentlichen Akteuren begangene oder tolerierte Tötung von Frauen und Mädchen wegen 40 

ihres Geschlechts. 41 

1992 erschienen in den USA mehrere wissenschaftliche Publikationen der Forscherinnen 42 

Jill Radford, Diana Russel und Karen Stout, die erstens den Begriff des Femizides in 43 

Politik, Gesellschaft und Geschichtsschreibung einführten und in der Folge auch 44 

durchsetzten. Die Bücher wirkten bahnbrechend für die in den letzten 30 Jahren weltweit 45 

geführten Debatten. 46 

47 

In der Folge der gesellschaftspolitischen Diskussionen wurde 1993 die „Erklärung über die 48 

Beseitigung der Gewalt gegen Frauen“ als Resolution der Generalversammlung der 49 

Vereinten Nationen verabschiedet, die als Erweiterung der 1979 verabschiedeten „UN- 50 

Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau“ zu verstehen ist. In 51 

dem Übereinkommen aus den 1970er Jahren war der gezielte Mord an Frauen nicht weit 52 

genug hervorgehoben worden.  53 

1994 wurde zudem das Amt der/ des UN-SonderberichterIn zu Gewalt gegen Frauen 54 

eingeführt. 55 

56 

In den 2000er Jahren wurde der Begriff „femicidio“ von Frauenrechtlerinnen aus 57 

Lateinamerika aufgegriffen, um Gewalt gegen Frauen hinzuweisen. Die Gewalt und der 58 

Mord an Frauen ist in den südamerikanischen Ländern als strukturell anzusehen und wird 59 

dort als Staatsversagen angeprangert. Auf Druck dieser Länder wird von „femicide watch“, 60 

einer von der ehemaligen UN-Sonderberichterstatterin zu Gewalt gegen Frauen Rashida 61 

Manjoo ins Leben gerufenen Menschrechtsorganisation, gefordert, am 25. November 62 

statistische Berichte zur Femiziden und deren Verfolgung vorzulegen. Der 25. November 63 

ist der internationale Tag zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen.  64 

65 

2011 verabschiedete der Europarat das „Übereinkommen zur Verhütung und Bekämpfung 66 

von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt“, auch „Istanbul-Konvention“ genannt. 67 

Es handelt sich dabei um einen völkerrechtlichen Vertrag, der verbindliche Rechtsnormen 68 

gegen die Gewalt an Frauen schaffen soll. 69 

70 

71 
Angenommen:  72 

Abgelehnt: 73 
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Überwiesen an: 74 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 5 
ANTRAGSTELLER UBV  

ADRESSAT Ratsfraktion 

BETREFF Duisburg sozial, ökologisch und fortschrittlich gestalten! 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Die Ratsfraktion wird gebeten, 4 

um die Zahl der Bäume sowie der Grün- und Waldflächen in Duisburg weiterhin zu 5 

erhöhen, 6 

7 

• ein „Baumschutzkonzept“ zu beschließen, das den Umgang mit zu schützenden 8 

Bäumen und Sträuchern auf öffentlichen und privaten Grundstücken in unserer Stadt 9 

regeln soll, 10 

• kontinuierlich Straßenbäume neu zu pflanzen, 11 

• Waldkonzepte zur Aufforstung zu erstellen, 12 

• und die Forstverwaltung zu stärken, 13 

14 

und um die Verkehrswende in Duisburg voranzubringen,  15 

16 

• die Verkehrssicherheit im Radverkehr zu erhöhen, 17 

• die Ampelschaltungen radverkehrs- und fußgängerfreundlicher zu gestalten, 18 

• Hauptradwege Nord-Süd und West-Ost einzurichten, 19 

• ein duisburgweites Radstraßennetz einzuführen, 20 

• den Fußgängerverkehr zu fördern (Querungsmöglichkeiten verbessern und 21 

Barrierefreiheit konsequent ausbauen), 22 

• und den öffentlichen Personenverkehr zu verbessern und auszubauen (Ausbau des 23 

MyBus-Konzepts). 24 

25 

Begründung: 26 

27 

Wir als Duisburger SPD stehen für einen Klimaschutz, der sozial ausgewogen ist. Für 28 

einen Klimaschutz, der nicht Verzicht bedeutet, sondern neue Lebensqualität. Mit mehr 29 

öffentlichem Grün, von dem alle Duisburgerinnen und Duisburger profitieren. Mit einer 30 

verbesserten Verkehrsinfrastruktur, die Duisburg für die Radfahrerinnen und Radfahrer 31 

sowie für die Fußgängerinnen und Fußgänger lebenswerter macht. 32 

Wir wissen, dass jeder Baum und Strauch einen Beitrag für den Klimaschutz leistet und 33 

die Lebensqualität vor Ort verbessert und dass ein erhöhter Baumbestand das klimaaktive 34 

Kohlendioxid aus der Luft bindet. Deswegen haben wir in Duisburg in den letzten Jahren 35 

den Bestand an städtischen Straßenbäumen um rund 2.600 Bäume erhöht und rund 92 36 

Fußballfelder mehr Waldfläche als 1990. Der Anteil der Grünfläche an der Stadt ist in 37 

Duisburg mit 56,8 % größer als etwa in Leipzig (42,4 %) oder in München (49,9 %). Wir 38 

wollen uns damit nicht zufriedengeben, sondern mit verschiedenen Maßnahmen unsere 39 

Grün- und Waldflächen nicht nur erhalten, sondern auch ausbauen. 40 
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Um die Verkehrswende voranzutreiben, muss der Umstieg auf umweltfreundlichere 41 

Verkehrsmittel für die Duisburgerinnen und Duisburger attraktiver gemacht werden. Nicht 42 

nur in Duisburg, sondern in fast allen Städten Deutschlands war die kommunale 43 

Verkehrsplanung lange Zeit einseitig auf das Automobil ausgerichtet. Das wollen wir 44 

ändern. Bei der zukünftigen kommunalen Verkehrsplanung wird als wichtiges Kriterium auf 45 

die Bedürfnisse der Radfahrerinnen und Radfahrer sowie Fußgängerinnen und Fußgänger 46 

geachtet. 47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

85 

86 

87 

88 

Angenommen:  89 

Abgelehnt: 90 

Überwiesen an: 91 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 6 
ANTRAGSTELLER AG 60plus 

ADRESSAT SPD Bundestagsfraktion, SPD Bundesvorstand 

BETREFF Stärkung der gesetzlichen Rente 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Im Zukunftsprogramm der Bundes SPD wird richtigerweise festgestellt: 4 

„Wir wollen die gesetzliche Rente stärken...“ 5 

Gleichzeitig wird aber ausgeführt, dass es auch eine Förderung von privat 6 

abgeschlossener Altersvorsorge geben soll. 7 

8 

Bereits im Rentenantrag aus 2018 hatte der UB Parteitag Duisburg beschlossen, „keine 9 

weitere steuerliche Förderung von privater oder betrieblicher kapitalgedeckter 10 

Altersvorsorge“ (Bestehende Verträge sollten Vertrauensschutz erhalten). 11 

Der UB Parteitag bekräftigt seine damalige Entscheidung. 12 

Alle zur Verfügung stehenden Fördermittel müssen in die gesetzliche Rente fließen um 13 

das gemeinsame Ziel, Stärkung der gesetzlichen Rente, auch tatsächlich zu erreichen. 14 

15 

Begründung: 16 

Eine private Altersvorsorge erfüllt nicht die Ziele einer solidarischen gesetzlichen Rente. 17 

Wer sich zusätzlich privat versichern will, kann das tun, aber ohne mit besonderer 18 

Förderung der Solidargemeinschaft rechnen zu können. 19 

Die Erfahrungen mit der Riesterrente sind nicht zufriedenstellend. Kapitalgedeckte 20 

Vorsorgemodelle unterliegen den Risiken des Kapitalmarktes. 21 

Die gesetzliche Rente hat sich seit über 100 Jahren bewährt. Sie ist kostengünstig, 22 

zuverlässig und solidarisch. 23 

Sie zu erhalten und auszubauen muss unser Ziel sein. 24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 7 
ANTRAGSTELLER SPD Rumeln-Kaldenhausen, OV Beeck/Bruckhausen  

Rheinhausen-Mitte 
ADRESSAT UBV, UBA, SPD-Geschäftsstelle Duisburg 

BETREFF Digitalisierung der Anschreiben 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Wir fordern die weitere Digitalisierung der Dienstleistungen für die Ortsvereine, indem es 4 

den Berechtigten eines jeden Ortsvereines möglich ist, zentral Briefe an seine5 

Mitgliedschaft zu richten. Dies soll nicht nur per E-Mail möglich sein, sondern auch direkt 6 

zu Briefsendungen führen, falls bei einem Adressaten keine E-Mail hinterlegt ist. 7 

8 

9 

Begründung: 10 

Die derzeitige Krise führt uns vor Augen, dass wir nur sehr schwer handlungsfähig sind 11 

was die übliche Parteiarbeit angeht. Der früher so selbstverständliche persönliche Kontakt 12 

ist unterbrochen und viele Absprachen benötigen viele Anrufe oder E-Mails bis zu einem 13 

erfolgreichen Ergebnis. 14 

So ist es nicht ohne weiteres möglich, die eigene Mitgliedschaft eines Ortsvereines zu 15 

erreichen, ohne dass dafür erhebliche Ressourcen in der Geschäftsstelle gebunden 16 

werden. 17 

Daher soll die Möglichkeit geschaffen werden, dass ohne eine potentielle Fehlerquelle 18 

durch Weiterleitungen an Dritte, diejenigen des Berechtigtenkreises aus jedem 19 

Ortsvereines direkt konsolidierte Postsendungen verschicken können. 20 

Zudem können sich so sogar die Gesamtkosten für die Ortsvereine erheblich verringern. 21 

Beispielhaft sei hier die Lösung der Deutschen Post genannt:  22 

23 

https://www.deutschepost.de/de/e/epost/geschaeftskunden/epost-business-box.html 24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

Angenommen:  35 

Abgelehnt: 36 

Überwiesen an: 37 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 8 
ANTRAGSTELLER AsF Duisburg 

ADRESSAT SPD Bundestagsfraktion 

BETREFF Abschaffung §218 und §219a 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Wir wollen, dass die Verantwortung und das Selbstbestimmungsrecht von Frauen 4 

Anerkennung findet, daher gehört der §218 (StGB) bei Schwangerschaftskonflikten nicht 5 

ins Strafrecht und in diesem Zusammenhang muss auch der §219a (StGB) in seiner 6 

jetzigen Form abgeschafft werden, da es jeder Frau zusteht, vollumfänglich und 7 

uneingeschränkte Informationen vom Arzt*in über die möglichen Verfahren eines 8 

Schwangerschaftsabbruchs zu erhalten.  9 

10 

11 

12 

Begründung: 13 

14 

Am 15. Mai 1871 wurden die Bestimmungen zum Schwangerschaftsabbruch im ersten 15 

Reichsstrafgesetzbuch verabschiedet. 150 Jahre später begehen wir ein bitteres Jubiläum: 16 

noch heute sind Schwangerschaftsabbrüche nach §218 (StGB) eine Straftat. 17 

18 

Dies kann nicht länger hingenommen werden.  19 

Keine ungewollt schwangere Frau macht es sich einfach in ihrer Entscheidung für einen 20 

Schwangerschaftsabbruch.  21 

Darum muss der Druck von ihr genommen werden, da sie zusätzlich noch unter diesen 22 

Umständen kriminalisiert wird. 23 

Weiterhin steht ihr eine ausreichende umfängliche Information von Leistungen durch 24 

Gynäkologen*innen zu. 25 

26 

Werfen wir einen Blick nach Kanada, dort wurde vor Jahrzehnten schon der 27 

Schwangerschaftsabbruch vollständig entkriminalisiert.  28 

Genau dies wollen wir hierzulande auch durchsetzen. 29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

Angenommen:  38 

Abgelehnt: 39 

Überwiesen an: 40 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 9 
ANTRAGSTELLER OV Neudorf 

ADRESSAT SPD Ratsfraktion 

BETREFF Fahrradreparaturstationen fördern 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Die Duisburger SPD setzt sich für folgende Punkte in Stadt und Land ein: 4 

5 

1. Einrichtung von Fahrradreparaturstationen an verkehrsgünstigen Punkten. 6 

7 

2. Einrichtung von Automaten mit Fahrradschläuchen sowie weiterem 8 

Zubehör für Reparaturmaßnahmen. 9 

10 

3. Die SPD-Landtagsfraktion stellt ein Förderprogramm auf. 11 

12 

Begründung:13 

Das Fahrrad ist ein umweltfreundliches Fortbewegungsmittel für Reich und Arm. Durch den Einsatz 14 

der SPD im Ruhrgebiet ist ein einzigartiges Verkehrsnetz entstanden und wird weiter ausgebaut. 15 

Ob Landschaftspark, Tiger&Turtle oder Rheinpark, wir haben diese Region nach vorne gebracht. 16 

Um die Verkehrswende weiter voranzutreiben und die Attraktivität insgesamt zu erhöhen, ist es 17 

wichtig, dass Reparaturen am Fahrrad vor Ort durchgeführt werden können. Eine18 

Fahrradreparaturstation kann dazu einen Beitrag leisten.19 

Im Gespräch mit dem Allgemeinen-Deutschen-Fahrrad-Club ADFC, kamen für Duisburg folgende 20 

Orte heraus, die priorisiert werden sollten:21 

22 

Rheinpark (IGA-Standort, etwa am „Ziegenpeter“)23 

- Botanische Gärten24 

- Landschaftspark Nord25 

- Außenstellen der VHS26 

- Bahnhöfe (Hauptbahnhof, Meiderich, Ruhrort, Friemersheim, auch U-Bahnstationen,)27 

- Standorte von Fahrradausleihstationen28 

- Jugendzentren (z.B. Blaues Haus in Hochfeld)29 

- Tankstellen30 

- Ruhrtalradweg31 

- Grüner Pfad32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 



2

39 
40 

41 

42 

43 

Angenommen:  44 

Abgelehnt: 45 

Überwiesen an: 46 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 10 
ANTRAGSTELLER Jusos 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD Ratsfraktion 

BETREFF Förderung und Errichtung von Schaukästen 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Die Ratsfraktion setzt sich so schnell es geht für die Errichtung von Kunstkästen ein, in 4 

denen Künstler: innen ihre Werke möglichst kostenlos ausstellen können. Diese sollen auf 5 

dem ganzen Stadtgebiet errichtet werden. 6 

7 

Begründung: 8 

9 

Die Corona Pandemie hat diese Branche besonders hart getroffen. Ateliers Ausstellungen 10 

sowie Museen sind seit einiger Zeit geschlossen. Dadurch stehen tausende Existenzen 11 

auf dem Spiel. Die SPD steht an ihrer Seite unterstützt sie wo sie auch nur kann. Durch 12 

Errichtung solcher Kunstkästen wird Künstler: innen eine Möglichkeit gegeben, ihre Werke 13 

trotz Pandemie der Öffentlichkeit zu Präsentieren. Weiterhin sorgt dies auch zu einer 14 

Aufwertung der Plätze und lädt zum Verweilen ein. 15 

16 

17 

18 
19 

20 

21 

Angenommen:  22 

Abgelehnt: 23 

Überwiesen an: 24 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 11 
ANTRAGSTELLER Jusos 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD Landtagsfraktion, SPD Bundestagsfraktion 

BETREFF Mehrzwecknutzung von Lärmschutzwänden 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD sowie ihre Abgeordneten, setzen sich auf allen Ebenen dafür ein, dass 4 

Lärmschutzwände an Autobahnen und Bahngleisen bei Neubau oder Instandsetzung 5 

begrünt werden oder mit CO2-absorbierender Farbe bemalt werden.  6 

7 

Begründung: 8 

9 

Lärmschutz an Autobahnen, Straßen und Bahngleisen spielt eine immer bedeutendere 10 

Rolle bei der Verkehrsplanung und beim Straßenbau. Diese Flächen können für weit mehr 11 

als den Lärmschutz verwendet werden. Die Begrünung dieser Flächen würde mehrere 12 

Punkte miteinander verbinden. Dazu gehört nicht nur Umweltschutz, sondern sorgt je 13 

nachdem wie die Begrünung erfolgt, auch für den Schutz vor Vandalismus und eine 14 

schönere Umgebung.  15 

Alternativ könnten die riesigen Flächen mit CO2-absorbierender Farbe bemalt werden, um 16 

direkt die ausgestoßenen Abgase aufnehmen zu können, so dass diese drastisch reduziert 17 

werden.  18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 12 
ANTRAGSTELLER Jusos 

ADRESSAT UB Parteitag,  SPD Bundesparteitag 

BETREFF Schlachtungen konsequenter überwachen und 
tierschutzgerechter durchführen 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD setzt sich dafür ein, dass in deutschen Schlachtbetrieben mehr Kontrollen durch 4 

Amtstierärzt*innen durchgeführt werden. Dafür sollen deutlich mehr Stellen für 5 

Amtstierärzt*innen und die dafür notwendigen Studienplätze geschaffen werden. 6 

7 

Zusätzlich sollen tierschutzgerechte Betäubungsmethoden in allen Schlachtbetrieben 8 

gewährleistet werden. Eine sichere und durchgängige Videoüberwachung an der Stelle, 9 

wo die Tiere betäubt und geschlachtet werden, soll eingerichtet werden, um dies zu 10 

überprüfen.  11 

12 

Begründung: 13 

14 

Vor kurzem wurden in einem Schlachtbetrieb in Selm, Aufnahmen veröffentlicht, bei denen 15 

mehr als 100 Tiere illegal geschächtet wurden. Bei vollem Bewusstsein und ohne 16 

Betäubung wurde den Tieren dabei die Kehle durchgeschnitten und ausgeblutet. Dazu 17 

wurden die Tiere an ihren Hinterbeinen aufgehängt. Die Tiere mussten demnach qualvoll 18 

sterben.  19 

20 

Um Vorfälle wie in Selm zu verhindern, sollen regelmäßigere und strengere Kontrollen von 21 

Amtstierärzt*innen durchgeführt werden, die bei Verstößen mit hohen Strafen verbunden 22 

sind. Die Videoüberwachung soll dazu dienen, dass es den Schlachtbetrieben zu keinem 23 

Zeitpunkt möglich gemacht wird, nachlässig zu sein und eine artgerechte Schlachtung zu 24 

verhindern. 25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 13 
ANTRAGSTELLER OV Wanheimerort 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD Ratsfraktion

BETREFF Weitere Renaturierung des Dickelsbachs auf den Weg bringen, 
im Vorfeld der IGA 2027 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Im Vorfeld der IGA 2027 soll die weitere Renaturierung des Dickelsbachs auf den Weg 4 

gebracht werden. Die bereits geplante Renaturierung im Bereich zwischen der 5 

Wacholderstraße und der Straße Im Schlenk soll zügig angegangen werden. Dort ist 6 

geplant, den bisherigen Verlauf, auf Höhe der Kleingartenanlage Heimaterde und des 7 

Schützenhauses, durch Mäander zu ergänzen. Das begrüßen wir. Zu begrüßen ist 8 

ebenfalls, die, im Siegerentwurf der IGA zur Gestaltung des Kultushafens, geplante, 9 

Sichtbarmachung der Einmündung des Dickelsbachs dort. In diesem Zusammenhang 10 

setzen wir uns für die Sichtbarmachung und, wo möglich, Öffnung auch der bisher 11 

verrohrten Teilstücke des Bachverlaufs ein. Insbesondere der Abschnitt zwischen der 12 

Düsseldorfer Straße und dem Kultushafen, der parallel zur Kulturstraße verläuft, soll 13 

nachvollzogen werden. Eine fußläufige Erreichbarkeit ist hier wünschenswert. 14 

Begründung: 15 

Die bereits vor vielen Jahren erfolgte Renaturierung des Dickelsbachs im Bereich der 16 

Rehwiesen ist beispielhaft. Auch die aktuell fertiggestellte Umgestaltung südlich hiervon 17 

verspricht eine hohe ökologische und nachhaltige Aufwertung des Bachs, der seit nunmehr 18 

vielen Monaten wieder ständig Wasser führt. Durch die Mäander im Bachverlauf kann die 19 

aufzunehmende Wassermenge erhöht und gleichzeitig die Fließgeschwindigkeit verringert 20 

werden. Dies ist eine zukunftsweisende Gestaltung die auch im Zusammenhang mit 21 

häufigeren Starkregenereignisse sinnvoll ist. Nicht zuletzt sind die Maßnahmen ein 22 

wichtiger Beitrag zur Artenvielfalt. Sie erhöhen die Erfahrbarkeit eines Stadtgewässers und 23 

somit die Lebensqualität. 24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 14 
ANTRAGSTELLER OV Wanheimerort 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD Bundestagsfraktion

BETREFF Abschaffung der Mehrwertsteuer auf Bahntickets 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen: 2 

3 

Die Duisburger SPD spricht sich dafür aus, dass die Mehrwertsteuer auf Bahntickets 4 

abgeschafft wird. 5 

6 

7 

Begründung: 8 

9 

Bahnfahrten verursachen pro Kopf und Kilometer verhältnismäßig wenig Treibhausgase. 10 

Trotzdem sind Bahntickets vor allem im Fernverkehr noch relativ teuer. Dies führt häufig 11 

zur absurden Situation, dass es günstiger ist mit dem Flugzeug zu fliegen, oder mit dem 12 

Auto zu fahren. 13 

14 

Als im Januar 2020 die Mehrwertsteuer von 19 auf 7 Prozent gesenkt wurde, konnte die 15 

Bahn eine Steigerung von einer Millionen Fahrgäste gegenüber dem Vorjahreszeitraum 16 

verbuchen. Daher kann davon ausgegangen werden, dass eine weitere Reduzierung dazu 17 

führt, dass sich noch mehr Menschen für die Bahn als emissionsarmes Verkehrsmittel 18 

entscheiden. 19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

Angenommen:  35 

Abgelehnt: 36 

Überwiesen an: 37 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 15 
ANTRAGSTELLER OV Walsum 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD-Ratsfraktion

BETREFF Mittagessen für BuT-Berechtigte komplett gebührenfrei stellen 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD-Ratsfraktion wird gebeten sich dafür einzusetzen, die Gebühren für das 4 

Mittagessen im Offenen Ganztag an Schulen im Bereich der BuT-Berechtigten komplett 5 

gebührenfrei zu machen (Streichung des „letzten Euros“). 6 

7 

Begründung:   8 

9 

Die SPD Duisburg strebt an, im Rahmen des Offenen Ganztages eine Verbesserung der 10 

Versorgung beim Mittagessen zu erzielen. Dazu gehört auch, eine gerechtere 11 

Kostenverteilung zu erreichen. Für Familien, die antragsberechtigt für das Bildung-und-12 

Teilhabe-Paket sind, bleibt bisher eine Mindestbeteiligung am Mittagessen von einem Euro 13 

pro Tag bestehen. Dies berücksichtigt leider nicht, dass gerade für diese Familien jeder 14 

Euro zählt. Es sollte sich in unserer Stadt keine Familie gegen den Offenen Ganztag 15 

entscheiden müssen, weil das Kind am Mittagessen nicht teilnehmen kann. Dieses leistet 16 

über den Versorgungsaspekt hinaus einen Beitrag zu einem gesunden 17 

Ernährungsverhalten und stärkt die Sozialkompetenz des Kindes. Die damit 18 

einhergehende Benachteiligung dieser Familien zu beseitigen, muss ein Anliegen unserer 19 

politischen Arbeit sein. Die Angebote des Offenen Ganztages müssen jedem Kind, 20 

unabhängig von der Finanzkraft seiner Eltern, zur Verfügung stehen. 21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

Angenommen:  34 

Abgelehnt: 35 

Überwiesen an: 36 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 16 
ANTRAGSTELLER Jusos 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD Ratsfraktion

BETREFF Einführung einer Infotafel in der Innenstadt 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD Duisburg soll sich aktiv dafür einbringen, zwei digitale Informationstafeln in der 4 

Innenstadt zu errichten, um alle Bürger*innen und Besucher*innen über alle Neuigkeiten 5 

und die aktuell geltenden Corona-Regelungen zu informieren. Die Orte sollen einmal auf 6 

der Bahnhofsplatte sein, zum Haupteingang des HBf und einmal auf der 7 

Königstraße/König-Heinrich-Platz. 8 

Die Informationen sollen in den meistgesprochenen Sprachen der Duisburger 9 

Bewohner*innen formuliert sein (Deutsch, Englisch, Türkisch, Bulgarisch, Rumänisch, 10 

Chinesisch etc.) 11 

12 

Begründung: 13 

14 

Viele Bürger*innen in der Innenstadt haben nicht die Möglichkeit oder nehmen sich nicht 15 

die Zeit, um aktuelle Nachrichten abzurufen und sich über die Corona-Lage sowie deren 16 

Gegenmaßnahmen zu informieren. Um diesem entgegenzuwirken, fordern wir die 17 

Errichtung einer großen Infotafel, wie in den Abbildungen 1 und 2 zu sehen ist. Diese soll 18 

auch noch nach Corona informieren und kann dazu dienen, Duisburger 19 

Sehenswürdigkeiten abzubilden und Eigenwerbung für die Stadt zu machen sowie 20 

interessante Fakten für Bürger*innen und vor allem Tourist*innen zu vermitteln. 21 

22 

23 

24 
25 

Abbildung 1(kurzfristige Lösung)                 Abbildung 2(langfristige Lösung) 26 

27 

Angenommen:  28 

Abgelehnt: 29 

Überwiesen an: 30 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 17 
ANTRAGSTELLER Jusos 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD Bundesparteitag

BETREFF Blutspende für alle ermöglichen 

UB Parteitag
am 20.10.2021

1 

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD Duisburg setzt sich dafür ein, dass die Behörden von Bund, Land und Kommune 4 

dafür Sorge tragen, dass alle (öffentlichen und privaten) Einrichtungen und Träger die 5 

Diskriminierung bei der Blutspende aufgrund der sexuellen Orientierung konsequent 6 

unterbinden und bekämpfen. Dies umfasst schon die Unterlassung einer Abfrage im 7 

Rahmen eines Aufklärungsbogens sowie erst recht die Befragung des/der Spender*in. Im 8 

Rahmen der Blutspende wird damit die vollständige Diskriminierungsfreiheit aufgrund der 9 

sexuellen Orientierung gewährleistet. 10 

11 

Begründung: 12 

13 

Gerade die Corona-Krise hat erneut gezeigt, wie dringend Blutkonserven benötigt werden. 14 

Menschen in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften wird es dabei unmöglich gemacht, 15 

Blut zu spenden, da sie erst Blutspenden dürfen, wenn sie zwölf Monate keinen 16 

Geschlechtsverkehr hatten. Begründet wird dies damit, dass sie einer Gruppe angehören, 17 

die ein höheres Risiko hat, an HIV zu erkranken.  18 

Diese Begründung ist nicht mehr zeitgemäß. Erstens werden alle Blutspender*innen auf 19 

das HI-Virus getestet, bevor ihr Blut eingesetzt wird und zweitens können heterosexuelle 20 

Menschen ebenfalls HIV bei häufig wechselnden Geschlechtspartner*innen bekommen. 21 

Daher sollte dieses Verbot endlich aufgehoben werden, damit alle Menschen ungeachtet 22 

ihrer sexuellen Orientierung, die Möglichkeit bekommen, Blut zu spenden.  23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

Angenommen:  36 

Abgelehnt: 37 

Überwiesen an: 38 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 18 
ANTRAGSTELLER OV Walsum 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD-Ratsfraktion Duisburg

BETREFF Elternbeiträge in Duisburger Kindertageseinrichtungen sozialer 
gestalten 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD-Ratsfraktion wird gebeten, sich dafür einzusetzen, die Tabelle zur Erhebung von 4 

Elternbeiträgen in Kindertageseinrichtungen wie folgt anzupassen: 5 

6 

· Die unteren Beitragsstufen (bis einschließlich „bis 25.000 €“) werden beitragsfrei 7 

gestellt. 8 

· Oberhalb von der bisherigen Obergrenze von „über 75.000€“ werden weitere 9 

Beitragsstufen bis hin zu „über 200.000€“ hinzugefügt. 10 

11 

Begründung:   12 

13 

Leider ist es der Stadt, aus finanziellen Gründen nicht möglich, die Kindergartengebühren 14 

eigenständig komplett abzuschaffen. Dies muss auf Landesebene natürlich weiterhin 15 

unser Ziel sein. Allerdings ist es, unserer Meinung nach, wichtig, die Eltern in Duisburg 16 

zumindest teilweise zu entlasten und die Beitragstabelle wesentlich sozialer zu gestalten. 17 

Getreu unseres sozialdemokratischen Mottos: Starke Schultern müssen mehr tragen als 18 

schwache. Daher sollten wir finanzielle Spielräume dazu nutzen hier einen Schwerpunkt 19 

zu setzen und unser sozialdemokratisches Profil deutlich zu schärfen. 20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 
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32 

33 

34 

35 

Angenommen:  36 

Abgelehnt: 37 

Überwiesen an: 38 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 19 
ANTRAGSTELLER OV Walsum 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD-Ratsfraktion Duisburg

BETREFF Offenen Ganztag ausbauen und Gebühren abschaffen - 
Chancengleichheit herstellen 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD-Ratsfraktion wird gebeten,  4 

5 

1. sich dafür einzusetzen, die Gebühren für den Offenen Ganztag in Duisburg bis 2025 6 

schrittweise abzuschaffen. 7 

2. sich dafür einzusetzen, den Offenen Ganztag bedarfsdeckend (ca. 80%) 8 

auszubauen. Bis 2025 soll eine Quote von 50 bis 65 % erreicht werden. 9 

10 

Begründung:   11 

12 

Die bildungspolitischen Herausforderungen in Duisburg sind enorm. Wir dürfen kein Kind 13 

zurücklassen. Die Angebote des Offenen Ganztags leisten hinsichtlich dieses Ziels einen 14 

sehr großen und wichtigen Beitrag. Es ist sinnvoll, dass so viele Kinder wie möglich den 15 

Offenen Ganztag besuchen. Um die bestehenden finanziellen Hürden zu beseitigen, ist 16 

die schrittweise Abschaffung der Gebühren bis 2025 ein zentraler Baustein. Um so vielen 17 

Kindern wie möglich den Besuch des Offenen Ganztags zu ermöglichen, ist darüber hinaus 18 

der bedarfsdeckende (80%) Ausbau der zur Verfügung stehenden Plätze unabdingbar. 19 

Momentan liegt die Quote bei ca. 36%. Nur über einen konsequenten Ausbau lässt sich 20 

auch ein möglicher Rechtsanspruch durchsetzen. Um dies rechtzeitig schaffen zu können, 21 

bedarf es bereits jetzt entsprechender politischer Beschlüsse und der schnellstmöglichen 22 

Umsetzung des Ausbaus. Der Ausbau darf natürlich nicht auf Kosten der Qualität des 23 

Offenen Ganztags gehen. Quantität geht hier nicht vor Qualität. 24 

25 

26 

27 

28 

29 
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37 

Angenommen:  38 

Abgelehnt: 39 

Überwiesen an: 40 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 20 
ANTRAGSTELLER OV Walsum 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD-Ratsfraktion Duisburg

BETREFF Sicherheit erhöhen - Anzahl der Mitarbeiter des 
Sonderaußendienstes verdoppeln 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD-Ratsfraktion wird gebeten, sich dafür einzusetzen, die Anzahl der 4 

Ordnungsamtskräfte für den Sonderaußendienst zu verdoppeln. 5 

6 

7 

Begründung:   8 

9 

Die letzten Jahre und insbesondere das letzte Jahr haben gezeigt, dass wir einen großen 10 

Bedarf an zusätzlichen Ordnungsamtskräften haben. Sei es um das Sicherheitsgefühl der 11 

Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen oder um wichtige Verordnungen (Corona-Schutz) 12 

wirksam durchzusetzen 13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 
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33 

34 

Angenommen:  35 

Abgelehnt: 36 

Überwiesen an: 37 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 21 
ANTRAGSTELLER OV Walsum 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD-Ratsfraktion Duisburg

BETREFF Bedarfsgerechtes Streetwork in Duisburg 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD-Ratsfraktion wird gebeten, sich dafür einzusetzen, das Streetwork in Duisburg 4 

bedarfsgerecht auszubauen. 5 

6 

Begründung:   7 

8 

Duisburg ist eine Stadt mit vielen sozialen Herausforderungen, die sich in den 9 

vergangenen Jahren noch verstärkt haben. Daher ist es notwendig, dass Streetwork in 10 

ganz Duisburg bedarfsgerecht auszubauen, um insbesondere auch Jugendlichen 11 

Hilfestellung geben zu können, sofern erforderlich. 12 

13 

14 

15 

16 

17 
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35 

Angenommen:  36 

Abgelehnt: 37 

Überwiesen an: 38 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 22 
ANTRAGSTELLER OV Walsum 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD-Landtagsfraktion

BETREFF Wettbüros und Wettannahmestellen reduzieren - Jugendschutz 
erhöhen 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD-Landtagsfraktion wird gebeten sich dafür einzusetzen, dass Wettbüros und 4 

Wettannahmestellen in Bezug auf die Maßnahmen zum Jugendschutz den gleichen 5 

gesetzlichen Regelungen unterworfen werden wie Spielhallen. 6 

7 

8 

Begründung:  9 

10 

Derzeit beobachten wir in vielen Duisburger Stadtteilen, dass sich in leerstehenden 11 

Ladenlokalen umgehend Wettbüros ansiedeln. Dies wird kaum mehr als bedarfsdeckend 12 

bezeichnet werden können. Darüber hinaus geht mit der Ansiedlung derartiger 13 

Gewerbestätten ein „downgrading“ der umliegenden Flächen einher. Diese Abwertung von 14 

Flächen entsteht auch infolge der Anwesenheit eines bestimmten Personenkreises und 15 

der häufig damit verbundenen Kriminalität, Lautstärke und Verschmutzung. Außerdem 16 

werden Wettbüros und Wettannahmestellen häufig zur Geldwäsche genutzt, was eine 17 

gewisse Klientel anzieht. 18 

19 

Wichtigster Aspekt bei unserer Forderung ist allerdings der Jugendschutz. Hier bedarf es 20 

einer Gleichstellung von Wettbüros und Wettannahmestellen mit den wesentlich strikteren 21 

Vorgaben bei Spielhallen, wie beispielsweise der Abstand untereinander aber auch zu 22 

Schulen und Jugendzentren. 23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 23 
ANTRAGSTELLER OV Rheinhausen-Mitte 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD-Landesparteitag und SPD-Bundesparteitag

BETREFF Reguläre Einwanderung nach Deutschland und in die EU 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen: 2 

3 

4 

Im Blick auf den zunehmenden Mangel an Fachkräften u.a. im Pflegebereich sind für 5 

qualifizierte und zu qualifizierende Flüchtlinge vermehrte und erleichterte Möglichkeiten zu 6 

schaffen, regulär nach Deutschland und in die EU einzuwandern. 7 

8 

9 

10 

11 

Begründung: 12 

Der Antrag greift einen ursprünglich von der SPD-Bundestagsfraktion eingebrachten, aber 13 

von der CDU/CSU abgelehnten Vorschlag zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz erneut 14 

auf und unterstützt diesen ausdrücklich. Es geht darum, Asylbewerbern*innen, die 15 

entsprechend ausgebildet sind oder sich weiter zu qualifizieren bereit sind, und die damit 16 

deutlich machen, dass sie sich in unsere Gesellschaft integrieren wollen, eine Perspektive 17 

zu eröffnen. Asylbewerber*innen die Möglichkeit einer regulären Einwanderung über ein 18 

entsprechend zu modifizierendes Fachkräfteeinwanderungsgesetz - also einen sog. 19 

„Spurwechsel“ - zu schaffen, dafür spricht zugleich der zunehmende Fachkräftemangel 20 

v.a. im Pflege- wie auch in weiteren Bereichen. 21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

Angenommen:  34 

Abgelehnt: 35 

Überwiesen an: 36 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 24 
ANTRAGSTELLER SPD Rheinhausen-Mitte 

ADRESSAT UB Parteitag, SPD Landesparteitag, SPD Bundesparteitag

BETREFF Verpflichtende Fahrtrichtungsanzeige für E-Scooter 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD setzt sich auf allen Ebenen für mehr Sicherheit im Straßenverkehr und in diesem 4 

Sinne für die Einführung einer Blinkpflicht für E-Scooter ein. 5 

6 

7 

Begründung: 8 

9 

E-Scooter haben sich für viele Menschen zu einer beliebten Alternative für innerstädtische 10 

Kurzstrecken entwickelt, und die Zahl der Nutzer*innen steigt kontinuierlich. Die 11 

Fahrphysik der E-Scooter ist aber mit potenziellen Gefahren verbunden: Das 12 

obligatorische Handzeichen während der Fahrt nach links oder rechts mit einem 13 

Schulterblick ist aufgrund eingeschränkter Stabilität schwierig und somit auch gefährlich. 14 

Zudem wird es vielen Fällen von den anderen Verkehrsteilnehmer*innen nicht oder erst zu 15 

spät wahrgenommen.  16 

17 

Die Forderung, E-Scooter verbindlich mit Blinkern auszustatten, wird seit längerem auch 18 

bereits vom TÜV-Verband erhoben. Marc-Philipp Waschke, Verkehrssicherheitsexperte 19 

beim TÜV-Verband (VdTÜV), begründete dies wie folgt: “Die Erfahrungen seit Einführung 20 

der E-Scooter haben gezeigt, dass Fahrtrichtungswechsel im laufenden Verkehr häufig zu 21 

gefährlichen Situationen führen. E-Scooter-Fahrer sollen beim Abbiegen die Hände am 22 

Lenker lassen, um die Stabilität nicht zu gefährden.“ Vor diesem Hintergrund wird 23 

gefordert, die Blinkerpflicht in der Elektrokleinstfahrzeug-Verordnung (eKFV) zu verankern. 24 

Dieser Forderung hat sich zwischenzeitlich auch der deutsche Verkehrsgerichtstag 25 

angeschlossen.  26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

Angenommen:  36 

Abgelehnt: 37 

Überwiesen an: 38 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 25 
ANTRAGSTELLER SPD Rheinhausen-Mitte 

ADRESSAT SPD Ratsfraktion 

BETREFF Metropolradruhr in Rheinhausen - Ausweitung des Angebots! 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB-Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD-Ratsfraktion setzt sich im Rat der Stadt Duisburg für eine Ausweitung des 4 

Angebots von metropolradruhr in Rheinhausen ein. 5 

6 

Dafür soll das Angebot an den folgenden drei Orten um Leihstationen erweitert werden: 7 

Marktplatz Rheinhausen, Marktplatz Bergheim und Marktplatz Rumeln. 8 

9 

10 

Begründung: 11 

12 

Gegenwärtig befinden sich im Duisburger Stadtteil Rheinhausen lediglich zwei 13 

Leihstationen von metropolradruhr, welche sich am Gebag-Quartier in Rheinhausen-Mitte 14 

und am Bahnhof Rheinhausen in Friemersheim befinden. Im Gegensatz zu anderen 15 

Duisburger Stadtteilen ist das Angebot in Rheinhausen unterdurchschnittlich und macht 16 

die Nutzung der Räder unattraktiv. 17 

18 

Eine Ausweitung des Angebots würde nicht nur eine umweltfreundlichere Alternative zu 19 

Auto oder Bus bieten, sondern bäte zusätzlich die Möglichkeit das hohe 20 

Verkehrsaufkommen auf den Duisburger Rheinbrücken, insbesondere der Brücke der 21 

Solidarität, zu entlasten. Dies kann einerseits durch das Überqueren des Rheins mit dem 22 

Fahrrad erreicht werden, andererseits erhöht eine bessere Erreichbarkeit des Bahnhofs 23 

Rheinhausen die Attraktivität der Bahn zur Rheinüberquerung. 24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 26 
ANTRAGSTELLER AG 60plus 

ADRESSAT SPD UB Parteitag, SPD Ratsfraktion 

BETREFF Rekommunalisierung des städt. Klinikums 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB-Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD-Fraktion im Rat der Stadt Duisburg wird aufgefordert, über den Stadtrat - ggf. mit 4 

Unterstützung anderer Fraktionen - einen Prüfauftrag an die Verwaltung auf den Weg zu bringen, 5 

in dem alle rechtlichen, politischen und wirtschaftlichen Bedingungen geprüft und politisch bewertet 6 

werden, den Verkauf der ehemaligen Städtischen Kliniken Duisburg an den Sana-Konzern 7 

rückgängig zu machen. Ziel ist die Rückführung des Klinikums in die öffentliche Hand. Dem UBPT 8 

ist dazu bis zum Jahresende 2021 ein umfassender Bericht vorzulegen.       9 

10 

Begründung:   11 

12 

Der Verkauf des Klinikums war seinerzeit mit großen Versprechungen für Modernisierung und 13 

Neubau verbunden. Die WAZ schrieb am 18.07.2015: „Sana investiert ins Duisburger Klinikum 105 14 

Millionen Euro“. Und weiter: „Bis 2021 muss Sana die Multi-Millionen-Investition ins Klinikum 15 

gestemmt haben, sonst drohen Strafzahlungen. Das sehen die Verträge zwischen Stadt und 16 

Klinikbetreiber vor.“  „Wir wollen ein lebendiges Klinikum“, begründete Oberbürgermeister Sören 17 

Link am Rande der Veranstaltung nochmals den Verkauf an Sana. Auch andere örtliche 18 

Krankenhäuser investierten derzeit kräftig. „Wir sind ein richtig guter Klinikstandort und der wird 19 

noch weiter ausgebaut.“ Auch in seiner Rede an die Mitarbeiter zeigte Link sich zuversichtlich: „Die 20 

Zukunftsfähigkeit dieses Klinikums ist gesichert.“   21 

Während andere Träger in Duisburg insgesamt mehrere Hundert Millionen in Klinikneu- und 22 

Erweiterungsbauten gesteckt haben, ist am Standort 'Zu den Rehwiesen' noch nicht einmal das 23 

Parkhaus fertiggestellt. Das Klinikgebäude ist marode und für eine 105-Millionen-Investition in den 24 

Klinikstandort gibt es immer noch keine Pläne. Dies hat die Geschäftsführerin von Sana Duisburg, 25 

Frau Disselborg, in einer Sitzung des Ausschusses für Arbeit, Soziales und Gesundheit bestätigt. 26 

Sie konnte lediglich auf einige klinikinterne Sanierungsmaßnahmen sowie den Neubau der Kinder- 27 

und Jugendpsychiatrie am Standort Bertha-Krankenhaus Rheinhausen verweisen.   28 

Hinzu kommt, dass Sana aktuell konzernweit weitere Sparmaßnahmen bei den Mitarbeiterinnen 29 

und Mitarbeitern der Tochtergesellschaften plant. Es sollen 1000 in den unteren Lohngruppen 30 

Beschäftigte entlassen werden. In Duisburg sind etwa 40 Kolleginnen und Kollegen betroffen.   31 

Unter den Beschäftigten schwindet das Vertrauen, dass die Führung des Konzerns und des 32 

Klinikums willens und in der Lage ist, die Zukunftsfähigkeit zu sichern.   33 

Vor diesem Hintergrund und angesichts der Erfahrungen in der Corona-Situation, die aufgezeigt 34 

hat, wie wichtig die öffentliche Daseinsvorsorge gerade auch im Gesundheitswesen ist, geht es 35 

jetzt darum, die Bedingungen für eine Rekommunalisierung des Klinikums zu prüfen und die 36 

notwendigen Weichenstellungen vorzubereiten. In Zeiten von Negativzinsen für die öffentlichen 37 

Hände auf den Kapitalmärkten besteht die Chance, dass sich kommunale Zukunftsinvestitionen 38 

problemlos finanzieren lassen.    39 

40 

41 

Angenommen:  42 

Abgelehnt: 43 

Überwiesen an: 44 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 27 
ANTRAGSTELLER AG 60plus 

ADRESSAT SPD UB Parteitag, SPD UBV und UBA 

BETREFF Geschäftsordnung UB-Vorstand 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB-Parteitag möge beschließen: 2 

3 

4 

Der Unterbezirksvorstand wird beauftragt, in einer Geschäftsordnung die Aufgaben, 5 

Kompetenzen und Zusammensetzung des geschäftsführenden UB Vorstands festzulegen. 6 

7 

8 

Begründung: 9 

10 

In der Vergangenheit wurden eine Reihe von Angelegenheiten von einem 11 

„geschäftsführenden UB Vorstand“ eingeleitet und entschieden, ohne dass hierfür eine 12 

nachweisbare Legitimation vorlag. 13 

14 

Nach gängiger Rechtsauffassung muss die Einrichtung eines geschäftsführenden 15 

Vorstandes entweder in der Satzung festgelegt sein, oder der Vorstand selbst gibt sich 16 

hierzu eine Geschäftsordnung in der Zusammensetzung, Aufgabenstellung und 17 

Entscheidungskompetenz eines solchen Gremiums festgelegt sind.  18 

19 

Da die Satzung des UB hierzu keine Aussage macht, muss der neugewählte UB Vorstand 20 

entsprechend handeln, um für die Zukunft Irritationen zu vermeiden. 21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

Angenommen:  35 

Abgelehnt: 36 

Überwiesen an: 37 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 28 
ANTRAGSTELLER AG 60plus 

ADRESSAT SPD UB Parteitag, SPD UBV und UBA 

BETREFF Keine weitere Öffnung der Arbeit am Sonntag 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB-Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD Duisburg stellt sich entschieden gegen alle Versuche, das Arbeitsverbot am 4 

Sonntag weiter aufzuweichen. Sie tritt damit auch dem Slogan des Handelsverband 5 

Deutschland entgegen „Sonntagsshopping darf kein Tabu sein“. Angeführte wirtschaftliche 6 

Interessen halten der Schutznorm des verfassungsrechtlichen Schutzes durch das 7 

Arbeitsverbot am Sonntag nicht stand. 8 

9 

Begründung: 10 

11 

Mit Presseerklärung vom 18. Juni und Werbetrommel versucht der Verband HDE 12 

(Handelsverband Deutschland) die gesetzlichen Beschränkungen der sonntäglichen 13 

Arbeit bzw. der Sonntagsöffnung aufzubrechen. Dies geschieht nicht erstmalig, aber nun 14 

mit aus der Corona-Krise scheinbar abgeleiteten Thesen. Der grundgesetzliche Schutz der 15 

Sonntagsruhe wird mit ökonomischen Forderungen überrollt. Auch nach zurückliegenden 16 

Versuchen der schwarz-gelben Landesregierung (Stichworte „Entfesselungs-Politik“) 17 

scheitern die Aushöhlversuche regelmäßig vor den Verwaltungsgerichten. Insoweit führt 18 

die Gewerkschaft ver.di dort auch einen Kampf um die verfassungsmäßige Ordnung.  19 

Umso mehr verwundert die „Kompromissbereitschaft“ des wirtschaftspolitischen 20 

Sprechers der SPD-Fraktion, Frank Sundermann, der über durchaus „mehr als die sonst 21 

üblichen“ verkaufsoffenen Sonntage fabuliert. Ihm scheint vollkommen entgangen zu sein, 22 

dass der rechtliche Streit sich nicht an der Anzahl, sondern der Tragfähigkeit der 23 

Ausnahmesituation festmacht, die Sonntagsöffnungen rechtfertigen. Dazu kurz einige 24 

Hinweise: 25 

26 

Das Arbeitsverbot am Sonntag begründete sich für die Weimarer Verfassungsrechtler, 27 

nicht einzig aus einem religiösen Schutz des Sonntages, sondern vordringlich 28 

arbeitsschutzrechtlicher Regelungen in der ersten deutschen Republik. Es entstammt 29 

einem republikanischen Vorstoß in den Zwanzigern, der bis heute durchstrahlt. (Die 30 

Arbeitsruhe war zwar der „seelischen Erhebung“ gleichgestellt, aber doch vorangestellt. 31 

Zudem ist entstammt „seelische Erbauung“ einem inhaltlich weitergehenden 32 

sozialdemokratischen Verständnis über den Ausgleich zur Arbeit an diesem Tag). 33 

Art. 139 der Weimarer Reichsverfassung vom 11. August 1919, der gemäß Art. 140 GG 34 

Bestandteil des Grundgesetzes ist, bestimmt, dass der Sonntag als Tag der Arbeitsruhe 35 

und der seelischen Erhebung gesetzlich geschützt bleibt. 36 

Zum Heute: Im November 2020 hat das OVG Münster seine Rechtsmeinung bestätigt, 37 

dass verkaufsoffene Sonntage ohne prägende Anlassveranstaltung nicht rechtmäßig sind 38 

– Vorangegangen waren zahlreiche erfolgreiche Einzelklage von ver.di gegen örtliche 39 

Vorstöße. 40 



2

Neben den strengen Maßstäben an die Anlassbezogenheit begründen auch die 41 

unterstellten wirtschaftlichen Nachteile (hier wg. Corona) keine Außerkraftsetzung der 42 

verfassungsrechtlichen Ordnung und des Arbeitsschutzes am Sonntag. Selbst das von der 43 

Politik angeführte Interesse an der Erhaltung des stationären Einzelhandels muss sich im 44 

Rahmen der geltenden Gesetze vollziehen und darf nicht auf Kosten derer gehen, die den 45 

verfassungsrechtlich fest abgesteckten Rahmen einhalten (Wettbewerbsneutralität). 46 

Auch seltene ungerechtfertigte Ausnahmen vom Gebot sonntag- und feiertägliche 47 

Arbeitsruhe können nach Entscheidung des OVG nicht zugelassen werden, weil sie einen 48 

Teil des Handels unzulässig begünstigen (z.B. Innenstadtlagen) und wegen ihrer 49 

Unzulässigkeit auch den Beschäftigten nicht zuzumuten seien. Dies hat auch das 50 

Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 22.Juni 2020 klargestellt. Wie auch die Gerichte 51 

das Erfordernisse rechtssicherer Maßstäbe für die verfassungsrechtlich tragfähigen 52 

Ausnahmen vom grundsätzlichen Sonntagsöffnungsverbot unterstreichen. Die Folgen der 53 

Corona-Pandemie bieten keinen Anlass, die gerade erst höchstrichterlich bestätigten 54 

Maßstäbe alleine wegen eines Signals an die Wirtschaft in Frage zu stellen. 55 

Die Gerichte verwarfen auch die Verordnungen die Seitens des Landes (NRW) in 2020 56 

erlassen wurden. Denn sie seien nach den gebotenen strengen Maßstäben für die 57 

Aussetzung von Rechtsnormen offensichtlich rechtwidrig und nichtig. Sie würden dem 58 

verfassungsrechtlichen Schutzauftrag, der ein Mindestniveau des Sonn- und 59 

Feiertagsschutzes gewährleistet und für die Arbeit an Sonn- und Feiertagen ein Regel-60 

Ausnahme-Verhältnis statuieren, widersprechen. 61 

Die hatte auch bereits bei der rechtlichen Auseinandersetzung um das aufgeweichte 62 

Ladenöffnungsgesetz NRW gegolten, wonach Ausnahmen einen zureichenden 63 

Sachgrund von ausreichenden Gewicht erfordern, wenn aus anderen Gründen (einem 64 

Anlass) ohnehin mit einem besonderen Besucherinteresse zu rechnen sei, die auf einen 65 

zeitliche, räumlichen und gegenständlichen Umfang die Sonntagsöffnung rechtfertigen 66 

könnten und für das Publikum am betreffenden Tag als Ausnahme von der sonntäglichen 67 

Arbeitsruhe zu erkennen ist. Die Forderung nach „Sonntagsshopping darf kein Tabu sein 68 

läuft dem entgegen. 69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

85 

86 

Angenommen:  87 

Abgelehnt: 88 

Überwiesen an: 89 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 29 
ANTRAGSTELLER OV Stadtmitte 

ADRESSAT SPD Ratsfraktion, Bezirksvertretungen 

BETREFF "Gönn dir was Gutes -Trinkwasserbrunnen Duisburg 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB-Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Die SPD Ratsfraktion, bzw. die ggf. zustimmungspflichtigen Bezirksvertretungen werden 4 

gebeten, den Oberbürgermeister der Stadt und die nachfolgenden Verwaltungsorgane 5 

damit zu beauftragen, Trinkwasserbrunnen im Stadtgebiet zu errichten. 6 

Dies unter Federführung der Stadtwerke Duisburg. 7 

8 

Begründung: 9 

10 

Unsere Sommer werden heißer und das berühmte schnelle Glas Leitungswasser ist in der 11 

Gastronomie in Deutschland eher unbekannt. 12 

Hier helfen Trinkbrunnen. 13 

14 

Basierend auf den Erfahrungswerten anderer Städte, gerade auch mit Blick auf die 15 

Hygienefragen nicht nur, aber auch in Sachen Corona-Pandemie und der positiven 16 

Annahme durch die Einwohner und Besucher anderer Städte ist jetzt die Zeit gekommen, 17 

auch in Duisburg solche Brunnen aufzustellen. 18 

19 

Die gemachten Erfahrungen Dritter nutzen und sichere Trinkwasserbrunnen für Duisburg 20 

initialisieren. 21 

22 

Frequenzareale, wie die City Duisburg, der Rheinhauser Markt o.a. könnten hierbei 23 

Startpunkte des Projektes sein. 24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

Angenommen:  34 

Abgelehnt: 35 

Überwiesen an: 36 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 30 
ANTRAGSTELLER OV Rumeln-Kaldenhausen 

ADRESSAT SPD Bundestagsfraktion 

BETREFF Plädoyer für einen steuerfinanzierten solidarischen ÖPNV/SPNV 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der UB-Parteitag möge beschließen: 2 

3 

Der SPD-UB Duisburg bittet die Bundestagsfraktion der SPD, sich  4 

5 

1. für einen steuerfinanzierten Nahverkehr und 6 

2. den deutlichen Ausbau des Leistungsangebotes im ÖPNV und SPNV einzusetzen.  7 

8 

Ziel ist es, die Fahrgastzahlen in den nächsten Jahren im Sinne einer nachhaltigen 9 

Verkehrswende zu verdoppeln, um einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der 10 

notwendigen Klimaziele zu erreichen. 11 

12 

Begründung: 13 

Mobilität als unverzichtbares Element der Daseinsfürsorge ist für unsere Gesellschaft von 14 

zentraler Bedeutung. Wir benötigen eine ausreichende Mobilität, um soziale Kontakte 15 

aufrechtzuerhalten und Partizipationsmöglichkeiten an den verschiedenen 16 

gesellschaftlichen Aktivitäten zu gewährleisten. Mobilität schafft persönliche Freiheit und 17 

Lebensqualität. Sie ist für junge und alte Menschen, sowohl in der Stadt als auch in 18 

ländlichen Regionen unverzichtbar. Sie muss vor allem für alle finanzierbar und damit 19 

verfügbar sein. 20 

Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die auf ihrem täglichen Weg zur Arbeit auf die 21 

unterschiedlichen Verkehrsmittel angewiesen sind, ist die Mobilität von erheblicher 22 

Bedeutung. Auch für eine florierende Wirtschaft brauchen wir eine leistungsfähige 23 

Mobilität. Angesichts von Klimawandel, Verkehrswachstum, Verstädterung, 24 

demografischem Wandel und Ressourcenknappheit ist eine sozial-ökologische 25 

Verkehrswende dringend notwendig. Ohne eine deutliche Steigerung des ÖPNV/SPNV-26 

Anteils am Modal Split ist eine Verkehrswende jedoch gesellschaftlich nicht zu erreichen. 27 

Bisher basiert die Finanzierung des ÖPNV/SPNV beispielsweise in NRW im Wesentlichen 28 

auf drei Säulen: Nutzerfinanzierung, öffentliche Mittel von Bund und Land sowie 29 

kommunaler Defizitabdeckung. Dieses Finanzierungsmodell stößt jedoch an seine 30 

Grenzen. Zum einen ist die Tarifentwicklung/Preiselastizität nahezu erschöpft. Zum 31 

anderen können sehr viele Kommunen, insbesondere im bevölkerungsreichsten Land 32 

NRW, ihre Haushalte aufgrund bereits jetzt sehr hoher Schulden nicht mit weiteren 33 

Ausgabeposten für ÖPNV/SPNV belasten. Erschwerend kommt hinzu, dass für die 34 

Erhöhung des Modal Split Anteils enormer Investitionen für einen so verursachten 35 

Mehrbedarf in Fahrzeuge, Personal, Betriebsmittel 36 

und Infrastruktur bedarf. 37 

Die Bereitschaft zum Umstieg vom IV auf den ÖPNV/SPNV hängt aber auch von 38 

zahlreichen anderen Faktoren ab wie Z.B.: Pünktlichkeit, Komfort, Sicherheit, gute 39 

Vertaktung verschiedener Verkehrsträger, Verkettung unterschiedlicher Mobilitätsformen 40 

etc. Alles Faktoren, die weitere Investitionen erfordern. Sollte aber tatsächlich die Zahl der 41 
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Nutzer*innen von Bus und Bahn plötzlich stark steigen, so könnte das System ohne 42 

erhebliche Steigerung der Angebotskapazitäten und den damit einhergehenden 43 

erheblichen Investitionsnotwendigkeiten die dann notwendigen Transportleistungen gar 44 

nicht erbringen. Aber bereits heute zeichnet sich beispielsweise für den größten 45 

Verkehrsverbund Europas, den Verkehrsverbund Rhein Ruhr (VRR), ab, dass die 46 

bestehenden Verkehrsverträge im SPNV, aber auch die aktuellen Verkehrsleistungen der 47 

im VRR zusammengeschlossenen Verkehrsunternehmen des ÖPNV bereits ab dem Jahre 48 

2023 nicht mehr auskömmlich 49 

finanziert sind. So geht man auch beim Nahverkehr Rheinland (NVR) davon aus, dass 50 

beispielsweise die Züge des SPNV über längere Zeit eine maximale Auslastung von 80 51 

Prozent des Vor-Corona-Niveaus erreichen werden. 52 

Zwar haben die Rettungsschirme von Bund und Ländern die Corona bedingten 53 

Mindereinnahmen für 2020 und 2021 weitgehend aufgefangen. Aber die solidarische 54 

Steuerfinanzierung von ÖPNV/SPNV muss mittel- und langfristig verstetigt werden, um zu 55 

erwartenden Einnahmeausfälle und anhaltende Unterfinanzierung aufzufangen. Sonst 56 

treten anstelle des angestrebten Ausbaus des ÖPNV/SPNV Angebotes zwangsläufig 57 

Leistungsreduzierungen. Die fatalen Folgen für die zwingend erforderliche Verkehrswende 58 

und die Einhaltung der bundesdeutschen Klimaziele sind heute schon abzusehen. 59 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hatte Anfang 2020 mit dem Bund ein Investitionspaket 60 

von insgesamt 86 Milliarden Euro vereinbart, mit denen bis 2030 das gesamte Netz 61 

modernisiert werden soll. Das Jahrzehnt der Schiene wurde ausgerufen. Das Geld fließt 62 

bislang jedoch vor allem in Sanierungen. 63 

Ein anderes Bild ergibt sich beim Blick auf den Ausbau des bundesdeutschen Autobahn- 64 

und Bundesfernstraßennetz. Schon heute ist das Straßennetz in Deutschland eines der 65 

dichtesten der Welt. Dennoch wurde auch im Jahr 2020 im „Jahrzehnt der Schiene“ der 66 

Bau von Fernstraßen mit öffentlichen Mitteln massiv vorangetrieben. Rund 125 Kilometer 67 

neue Autobahnen oder Bundesstraßen wurden erweitert oder fertiggestellt. 68 

Wenn ÖPNV/SPNV künftig eine tragende, wenn nicht die Hauptsäule einer echten 69 

Mobilitätswende werden soll, braucht es nicht nur nachhaltige Konzepte, sondern auch 70 

eine tragfähige Finanzierung. Und dazu gehört es auch, vermehrt Steuermittel für das 71 

System von ÖPNV/SPNV bereitzustellen. 72 
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Angenommen:  90 

Abgelehnt: 91 

Überwiesen an: 92 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 31 
ANTRAGSTELLER OV Rumeln-Kaldenhausen 

ADRESSAT SPD Landtagsfraktion 

BETREFF Einrichtung einer landesweiten Recherche und 
Informationsstelle Antisemitismus (RIAS) 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

2 

Der UB-Parteitag möge beschließen: 3 

4 

Wir beantragen die Einrichtung einer landesweiten Recherche- und Informationsstelle 5 

Antisemitismus (RIAS) in NRW. 6 

7 

8 

Begründung: 9 

10 

Die antisemitischen Straftaten sind in NRW im Jahr 2020 um 15,7 %, innerhalb eines 11 

Jahres gestiegen. 2018 wurde der Bundesverband der Recherche- und Informationsstellen 12 

Antisemitismus (RIAS) in Berlin gegründet. Landestellen sind inzwischen in Bayern, Berlin, 13 

Brandenburg, Hessen, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und 14 

Thüringen eingerichtet. Sie sind in der Regel an eine Stiftung, einen Bildungsträger oder 15 

an eine Universität angegliedert. Das bevölkerungsreichste Bundesland NRW hat noch 16 

keine eigene Landestelle 17 
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Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 32 
ANTRAGSTELLER OV Rumeln-Kaldenhausen 

ADRESSAT SPD Bundestagsfraktion 

BETREFF Gebührenfreier Personalausweis 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

2 

Der UB-Parteitag möge beschließen: 3 

4 

Wir fordern die gebührenfreie Ausstellung des Personalausweises inklusive Lichtbild. 5 

6 

Begründung: 7 

8 

Die Gebühren für den Personalausweis sind im Laufe der Jahre immer wieder gestiegen. 9 

Der Nutzen ist aber, trotz aller Neuerungen, für den überwiegenden Anteil der Bevölkerung 10 

gleichgeblieben. Manche Zusatznutzungen, wie beispielsweise das biometrische Lichtbild, 11 

müssen gesondert erstellt und bezahlt werden, ohne das eine andere Nutzung möglich ist. 12 

Auch sind die zahlreichen Neuerungen einzig und allein ein Vorteil der Verwaltungen, 13 

deren Potential zudem auf absehbare Zeit noch nicht ausgeschöpft wird. 14 

Für finanzschwache Menschen ist es zudem eine erhebliche Investition, insbesondere bei 15 

Familien mit Kindern und Jugendlichen. 16 

Daher sollte dieses Dokument für die gesamte Bürgerschaft kostenfrei zur Verfügung 17 

gestellt werden. 18 
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Angenommen:  35 

Abgelehnt: 36 

Überwiesen an: 37 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 33 
ANTRAGSTELLER OV Rumeln-Kaldenhausen 

ADRESSAT SPD Fraktionen im Rat, Land und Bund 

BETREFF Alle Schul- und Betreuungsräume mit Belüftungsanlagen 
ausstatten 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

2 

Der UB-Parteitag möge beschließen: 3 

4 

Wir fordern alle Schul- und Kitaräume mit einer Belüftungsanlage auszustatten, die die 5 

Raumluft sterilisiert. Alternativ sind mobile Luftfilteranlagen bereitzustellen. 6 

Für freie Träger sollen entsprechende Auflagen gelten, die eine saubere Luft 7 

gewährleisten. 8 

9 

Begründung: 10 

11 

Die aktuelle Covid19-Pandemie hat uns deutlich vor Augen geführt, dass wir in der Lage 12 

sind Krankheiten die über die Luft übertragen werden erfolgreich einzudämmen. 13 

Dieser Ansatz sollte weitergeführt werden. Derzeit werden nur ein Teil der Schul- und 14 

Betreuungsräume mit entsprechenden Luftfiltern ausgestattet. Ziel muss es jedoch sein, 15 

dass alle Räume in der sich die Menschen aufhalten mit Belüftungsanlagen ausgestattet 16 

werden können. 17 

So lassen sich in Zukunft enorme Stundenausfälle durch Grippe- und grippale Infektionen 18 

eindämmen und Übertragungsketten stoppen. 19 

Die Folge wären eine kontinuierliche Beschulung und Betreuung, ohne größere 20 

Umplanungen und Vertretungslösungen im Schulbetrieb, bzw. Notbetrieb in Kitas. 21 

Je nach baulichen Anforderungen sollte dafür die effektivste Installation gewählt werden. 22 

Beispiel Link: https://www.mpic.de/4770837/lueftung-leicht-gemacht 23 
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Angenommen:  38 

Abgelehnt: 39 

Überwiesen an: 40 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

I 1 
ANTRAGSTELLER ASG 

ADRESSAT SPD UB-Parteitag, UBV, SPD MdB und MdL

BETREFF Keine Kündigung bei Sana DGS pro-service! 

UB Parteitag
am 30.10.2021

Der UB Parteitag möge beschließen: 1 

2 

3 

Der Unterbezirksvorstand und die Mandatsträgerinnen und Mandatsträger werden 4 

beauftragt, im Namen der SPD Duisburg beim Sana-Konzernvorstand in München den 5 

Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen bei Sana DGS pro.service zu fordern. Die 6 

Sana AG ist aufgefordert, Umstrukturierungen im Konzern für alle Beschäftigten ohne 7 

Kündigungen und ohne Verlust von Rechten aus dem Arbeitsvertrag 8 

(Beschäftigungszeiten, tarifliche Zusagen...) vorzunehmen. Die Betriebsräte sind 9 

umfassend zu beteiligen. 10 

11 

Begründung: 12 

13 

Mitten in der Corona-Pandemie kündigt der Sana-Konzern die Kündigung von mehr als 14 

1000 Beschäftigten der Tochtergesellschaft Sana DSG pro.service GmbH an. In Duisburg 15 

sollen 39 Kolleginnen und Kollegen betroffen sein. Offenbar sollen Tätigkeiten im 16 

Logistikbereich und bei den Patientenserviceleistungen in andere Konzerneinheiten 17 

verlegt werden. Anstatt allen Beschäftigten Arbeitsplätze in anderen Betrieben des 18 

Konzerns anzubieten, sollen alle gekündigt werden. Insbesondere ältere und behinderte 19 

Kolleginnen und Kollegen haben dann kaum noch eine Chance auf einen neuen 20 

Arbeitsplatz. Es ist nicht zu akzeptieren, dass ein Konzern, der gute Gewinne aus 21 

solidarisch erbrachten Beiträgen von Patientinnen und Patienten erzielt, eine derart 22 

unsolidarische Konzernpolitik betreibt. 23 

24 

Partei und MandatsträgerInnen sind aufgerufen, sich dem öffentlich und deutlich 25 

entgegenzustellen. 26 
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Angenommen:  38 

Abgelehnt: 39 

Überwiesen an: 40 
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2

43 

Unterstützer:  44 

45 

OV Homberg 46 

47 

Doris Scharf 48 

Heike Krause 49 

Carsten Paschmann 50 

Robert Becker 51 

Udo Vohl  52 

Hans-Joachim Paschmann 53 

Bernd Thewissen 54 

Anja Henn-Lange 55 

Mahmut Özdemir 56 

57 

OV Neudorf 58 

59 

Martina Stecker, Karin Bräunling, Mike Kim, Gustav Wilden, Florian Dohmen, Susanne 60 

Zander, Ingrid Marx, Helmut Aengenheyster und Dirk Lübeck, Hartmut Pietsch  61 

62 

OV Röttgersbach 63 

64 

Thorsten Berane 65 

Hans Peter Boschen 66 

Frank Börner 67 

Martina Herrmann 68 

69 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

R 2 
ANTRAGSTELLER OV Rheinhausen-Mitte 

ADRESSAT UB Parteitag

BETREFF Vorschlag von Gesine Schwan zur Flüchtlingsfrage 

UB Parteitag
am 30.10.2021

1 

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen: 2 

3 

4 

Die Duisburger SPD unterstützt den Vorschlag von Gesine Schwan zur Flüchtlingsfrage 5 

und greift ihn mit auf. Kommunen, die bereit sind als ‚offener Hafen‘ Flüchtlinge 6 

aufzunehmen und zu integrieren, sind somit zusätzlich auch von der EU finanziell und 7 

wirtschaftlich zu unterstützen. 8 

9 

10 

11 

Begründung: 12 

13 

Gesine Schwan schlägt konkret vor, einen Fonds der EU „für kommunale Integration 14 

und Entwicklung“ einzurichten, der kommunale Integrationsaufgaben finanziert und in 15 

gleicher Höhe in anderweitige Entwicklungsaufgaben investiert, welche die Flüchtlinge 16 

aufnehmenden Kommunen selbst festlegen können. Kommunen, die sich zur Aufnahme 17 

von Geflüchteten entschließen, sollen sich bei diesem EU-Fonds bewerben können. Für 18 

die aufnehmenden Kommunen gibt es also einen finanziellen Vorteil und damit eine 19 

Belohnung, mit der sie eine Weiterentwicklung ihrer Kommune finanzieren können. Diese 20 

Aufnahme von Flüchtlingen soll ein freiwilliges, gemeinsames Projekt der Bürger*innen 21 

sein und solche Projekte bringen Menschen am verlässlichsten zusammen. Begonnen 22 

werden kann auch mit einer freiwilligen Zusammenarbeit von Staaten, deren 23 

Innenminister*innen sich bereit erklären, Angebote ihrer Städte und Gemeinden zur 24 

Aufnahme anzunehmen. Die Funktionsfähigkeit der Strategie lässt sich erproben durch 25 

Zusammenlegung europäischer Töpfe oder einen kleinen Fonds. 26 
27 

(vgl. G. Schwan, Politik trotz Globalisierung, Darmstadt 2021, S. 206-210) 28 
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Angenommen:  36 

Abgelehnt: 37 

Überwiesen an: 38 


